
Das Gesetz lehnt damit jegliche Tendenz ab, den 
Schuldnachweis etwa durch Schuldvermutungen zu er­
setzen oder vom Verschulden überhaupt abzusehen.

Diese Verbrechen gegen den Arbeitsschutz müssen 
von den minderschweren Verstößen, die nach § 40 
ASchVO Im Ordnungsstrafverfahren geahndet werden, 
streng unterschieden werden. Der Wesensunterschied 
zwischen dem Verbrechen nach § 45 ASchVO und dem 
minderschweren Verstoß nach § 40 ASchVO liegt in 
ihrem qualitativ verschiedenen Grad der Gesellschafts­
gefährlichkeit, wobei unter gesellschaftlicher Gefähr­
lichkeit die materielle Haupteigenschaft der Rechts­
verletzung zu verstehen ist, die durch alle objektiven 
und subjektiven Faktoren der Handlung bestimmt 
wird*. Wie O s t m a n n  in seiner Arbeit über die 
Stellung der Ordnungsstrafe im Recht der Deutschen 
Demokratischen Republik zutreffend ausführt, „ist es 
eine Forderung der demokratischen Gesetzlichkeit, daß 
nur wirklich ihrem materiellen Wesen nach verbreche­
rische, d. h. in erheblichem Maße gesellschaftsgefähr­
liche Handlungen mit gerichtlicher Strafe belegt wer­
den“* 5. Ostmann schreibt weiter: „Die Funktion der 
Ordnungsstrafe besteht also darin, die gerichtliche 
Strafverfolgung von Rechtsverletzungen auf Fälle von 
erheblicher Gesellschaftsgeführlichkeit, d. h. auf solche 
Taten, die ihrem Wesen nach verbrecherisch sind und 
auch auf der subjektiven Seite eine Feindschaft gegen 
die demokratische Ordnung beweisen, zu beschränken 
und die Ahndung häufig vorkommender leichter Zu­
widerhandlungen gegen gesetzliche und behördliche 
Ge- und Verbote den Verwaltungsorganen zu über­
tragen.“ Dem kann man nicht ganz zustimmen. Für 
den Begriff der erheblichen Gesellschaftsgefährlichkeit 
auf der subjektiven Seite der Handlung „Feindschaft 
gegen die demokratische Ordnung“ zu verlangen, be­
deutet, den Verbrechensbegriff derart zu beschränken, 

\ daß nur in verhältnismäßig seltenen, an der Grenze zu 
den Staatsverbrechen liegenden Fällen eine gerichtliche 
•Bestrafung nach den §§ 44 ff. ASchVO erfolgen dürfte. 
Mit einer solchen These könnten sich alle diejenigen 
Arbeitsschutzinspektoren rechtfertigen, die auch die in 
erhöhtem Maße gefährlichen Verstöße gegen die 
Arbeitsschutzvorschriften nicht dem Staatsanwalt mit- 
teilen, weil die Schuldigen nicht aus einer feindlichen 
Einstellung gegen unsere demokratische Ordnung, 
sondern aus falscher „Sparsamkeit“, blindem Über­
eifer, vorübergehender Unachtsamkeit usw. die Rechts­
verletzung begingen. Es ist nicht richtig, die Ent­
scheidung darüber, ob ein Verbrechen nach § 45 
ASchVO oder lediglich ein minderschwerer Verstoß 
nach § 40 ASchVO vorliegt, von der auf der subjektiven 
Seite der Handlung entweder vorhandenen oder nicht 
vorhandenen Feindschaft gegen unsere demokratische 
Ordnung abhängig zu machen. Auch vom Objekt her 
ist eine Abgrenzung nicht möglich. Minderschwere Ver­
stöße gern. § 40 ASchVO und erhebliche Verstöße i. S. 
der §§ 44 ff. ASchVO richten sich gegen die gleichen 
gesellschaftlichen Verhältnisse, verletzen das gleiche 
Objekt.

Das Ausmaß der gesellschaftlichen Gefährlichkeit 
einer Rechtsverletzung wird vorwiegend durch die tat­
sächlich eingetretenen oder real möglichen schädlichen 
Folgen sowie durch den individuellen Grad des Ver­
schuldens bestimmt. Der Tatbestand des § 45 ASchVO 
stellt hinsichtlich der Tatfolgen keine Anforderungen, 
die Verbrechen gegen den Arbeitsschutz werden des­
halb zu den einfachen Begehungsdelikten gerechnet. 
Weil im Tatbestand nicht einmal ausdrücklich die Ver­
ursachung einer konkreten Gefährdung verlangt wird, 
bezeichnet man die Verbrechen gegen den Arbeits­
schutz auch als abstrakte Gefährdungsdelikte. Wären 
die eingetretenen oder möglichen schädlichen Tatfolgen 
für die Tatbestandsmäßigkeit einer Handlung nach 
§ 45 ASchVO wirklich unbeachtlich, dann ließe sich 
überhaupt kein wesentlicher Unterschied zwischen § 40 
und § 45 ASchVO finden, und die Bestrafung nach der 
einen oder anderen Bestimmung könnte nach Belieben 
erfolgen. Ein Verstoß gegen den Arbeitsschutz, der 
überhaupt keine oder nur eine sehr geringe Gefähr­
dung der Werktätigen herbeiführte, kann nicht „erheb-

* Beachte zum Begriff der Gesellschaftsgefährlichkeit die 
Ausführungen von Schüsseler ln NJ 1957 S. 566. Die Red.
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lieh“ i. S. des § 44 ASchVO sein. Deshalb muß sehr 
wohl die durch das schuldhaft pflichtwidrige Verhalten 
des Verantwortlichen verursachte konkrete Schädigung 
oder Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit 
arbeitender Menschen untersucht und in vollem Um­
fang der Entscheidung zugrunde gelegt werden.

Die schuldhafte Verursachung von Todesfällen, 
Massenunfällen, Körperverletzungen und Berufskrank­
heiten infolge Mißachtung von Arbeitsschutzvorschrif­
ten wird nach den Bestimmungen des 16. und 17. Ab­
schnitts des StGB bestraft. Abgrenzungsschwierigkeiten 
tauchen hierbei nicht auf. Die Anwendung der §§ 44 ff. 
ASchVO ist in solchen Fällen nur zur umfassenden 
Charakterisierung des Verbrechens notwendig (Tat­
einheit).

Der Anwendungsbereich der §§ 44 ff. ASchVO geht 
über den Anwendungsbereich der §§ 212 ff. und 223 ff. 
StGB hinaus. Das Ausmaß der tatsächlichen Gefähr­
dung von Leben und Gesundheit ist dabei das haupt­
sächlichste Kriterium für die Entscheidung der Frage, 
ob ein Verstoß gegen die Verhaltensregeln auf dein Ge­
biet des Arbeitsschutzes e r h e b l i c h  i. S. des § 44 
Abs. 1 ASchVO ist.

Als Grundsatz kann gelten, daß ein Verstoß gegen 
Arbeitsschutzbestimmungen verbrecherisch ist, wenn 
durch ihn Werktätige in unmittelbare Lebensgefahr ge­
bracht werden. Unmittelbare Lebensgefahr besteht 
dann, wenn Bedingungen geschaffen werden, die nach 
unserer Einsicht in das Wirken der Naturgesetze und 
nach der allgemeinen Lebenserfahrung mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Tötung oder schweren gesund­
heitlichen Schädigung von Menschen führen. Alle zur 
Zeit der Tat vorliegenden Bedingungen müssen bei der 
nachträglichen Beurteilung des Gefahrenzustands be­
rücksichtigt werden. Ist die Tötung oder schwere Ver­
letzung von Menschen nur durch zufälliges Hinzutreten 
irgendwelcher günstiger Umstände „wie durch ein 
Wunder“ nicht eingetreten, so ergibt sich aus der 
Unberechenbarkeit dieser günstigen Bedingungen, daß 
ein hoher Grad der Gefährdung bestand.

Als erheblicher Verstoß gegen die Bestimmungen des 
Arbeitsschutzes muß auch die Duldung oder Schaffung 
einer Atmosphäre der Mißachtung des Arbeitsschutzes 
eingeschätzt werden. Hierunter ist ein solches pflicht­
widriges Verhalten von Betriebsleitern, Betriebs­
inhabern und anderen leitenden Aufsichtspersonen zu 
verstehen, durch das im Betrieb die allgemeinen Vor­
aussetzungen geschaffen werden, aus denen durch 
hinzukommende auslösende Verursachungen Kata­
strophen, einzelne schwere oder viele leichte Unfälle 
und Berufskrankheiten erwachsen können0. Die 
Schaffung einer solchen Atmosphäre der Gleichgültig­
keit und des Schlendrians geschieht zumeist durch 
ständig sich wiederholende Zuwiderhandlungen gegen 
die gesetzlichen Aufsichtspflichten. Unter Umständen 
können auch einzelne rechtswidrige Anordnungen 
leitender Aufsichtspersonen eine allgemein demorali­
sierende Wirkung im Betrieb auslösen, wenn sie sich 
offen zu den Warnungen bewährter Arbeiter und 
Meister, zu den Forderungen der Arbeitsschutz­
kommission oder zu den Anordnungen des Arbeits- 
schutzinspektors in Widerspruch setzen.

Neben dem Ausmaß der Gefährdung arbeitender 
Menschen haben auch noch andere objektive und 
subjektive Momente eine mehr oder minder große Be­
deutung für die Bewertung des Gefährlichkeitsgrades 
der Rechtsverletzung. Beachtlich sind die vom Täter 
angewandten Methoden, die Begleitumstände, unter 
denen die pflichtwidrige Handlung oder Unterlassung 
begangen wurde, sowie die Motive und die Ziel­
setzung und die Persönlichkeit des Verantwortlichen.

Eine besonders gefährliche Intensität der pflichtwidri­
gen Handlungsweise erblickte das Oberste Gericht im 
Zwickauer Prozeß z. B. in dem Verhalten des Wetter­
steigers Sch., der die Wetterbücher fälschte und dadurch 
die Aufsichtsstellen über die tatsächlichen Arbeitsbe­
dingungen im Schacht täuschte. Wichtig sind immer 
solche Feststellungen: ob und wieviele Beschwerden, 
Anregungen und Forderungen der Werktätigen einfach

6 vgl. hierzu OG im Zwickauer Urteil, NJ 1952 S. 373.


